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Geſetz⸗Sammlun 


FRA . 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(r. 6167.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 7. Auguſt 1865., betreffend die Verleihung der ſiska⸗ 


liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee im 
Kreiſe Gardelegen des Regierungsbezirks Magdeburg von Gardelegen uͤber 
Weteritz, Jerchel und durch die Feldmark Jeſeritz bis zur Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Grenze in der Richtung nach Calvoͤrde. 


Nisden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Gardelegener Kreiſe des Regierungsbezirks Magdeburg von Gardelegen uͤber 


Weteritz, Jerchel und durch die Feldmark Jeſeritz bis zur Herzoglich Braun⸗ 


ſchweigiſchen Grenze in der Richtung nach Calvoͤrde genehmigt habe, verleihe 
Ich hierdurch den Bauunternehmern, naͤmlich der Stadt Gardelegen, den Ge⸗ 
meinden Jerchel und Jeſeritz und den Beſitzern des Ritterguts Weteritz, das 
Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Mate⸗ 


rialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, 


in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Bauunternehmern 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
echt zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. . 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 


i Kenntniß zu bringen. 


Gaſtein, den 7. Auguſt 1865. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten und den Miniſter des Innern. 
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(Fr. 6168) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1865., betreffend die Verleihung ber ſiska⸗ A 


liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauffee 
von Lasdehnen im Kreiſe Pillkallen bis zur Ragniter Kreisgrenze zum An⸗ 
ſchluß an die Chauſſee von Tuſſainen an der Tilſit⸗Gumbinnener Staats⸗ 
ſtraße uͤber Lobellen bis zur Pillkallener Kreisgrenze. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Pill⸗ 
kallen, im Regierungsbezirk Gumbinnen, beſchloſſenen chauſſeemaͤßigen Ausbau 
der Straße von Lasdehnen im Kreiſe Pillkallen bis zur Ragniter Kreisgrenze 
zum Anſchluß an die Chauſſee von Tuſſainen an der Tilſit⸗Gumbinnener Staats⸗ 
firaße uͤber Lobellen bis zur Pillkallener Kreisgrenze genehmigt habe, verleihe 
Ich hierdurch dem Kreiſe Pillkallen das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs - Materialien, nach Maaßgabe der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 


mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 


nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 


e einfchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 


efreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vor⸗ 


ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen an⸗ 5 


gewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen \ 


Kenntniß zu bringen. 
Gaſtein, den 14. Auguſt 1865. 


Wilhelm. 


Fuͤr den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 669) 
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(Nr. 6169.) Privilegium wegen Ausfertigung einer zweiten Serie auf den Inhaber lautender 
Kreis⸗Obligationen des Pillkallener Kreiſes im Betrage von 30,300 Thalern. 

Vom 14. Auguſt 1865. f i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Pillkallener Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 12. November 1864. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung des vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebaues erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
30,300 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit 
des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 30,300 Thalern, in Buchſtaben: dreißigtauſend dreihundert 
Thalern, welche in folgenden Apoints: 

an Thaler a 300 Thaler, 


; 5 200 
20.00 - 4 100 
55 

300.2 325 = 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
* Per Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
, Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1867. ab mit wenigſtens jaͤhrlich Einem Prozent 
des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen 
zu amortiſiren find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt 
durch die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Gaſtein, den 14. Auguſt 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 
ene e 
Iiir 3 
Rhe Thaler Preußiſch Kurant II. Emiſſion. 

Auf Grund des unterem beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


12. November 1864. wegen Aufnahme einer Schuld von 30,300 Thalern 
bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr die Chauſſeebauten des Pillkallener 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens 


des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von ...... Thalern 


Preußiſch Kurant, welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit fuͤnf Pro⸗ 
zent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. i 
Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 30,300 Rihlr. gefchieht vom 


Jahre 1867. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 


von wenigſtens Einem Prozent jaͤhrlich unter Zuwachs der Zinſen von den ge⸗ 
tilgten Schuldverſchreibungen. i N 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1867. ab in dem Mo⸗ 
nate Februar jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den 


Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch f 


umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
Men Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung 
erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. f 


Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, drei, zwei und Einen Monat vor den 5 


Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Gumbinnen, 

ſowie in dem Pillkallener Kreisblatte und dem Koͤniglichen Staatsanzeiger. 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 

es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jedes Jahres, 

von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher M 

jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 5 


gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 


bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Pillkallen, und zwar auch in der nach dem 


Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. Mit 
Mi 


uͤnzſorte mit i 


SEE SE 
T 


= t I ns 
N Mit der zur Empfan nahme des Kapitals präfentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu Bergen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 5 
EN Die gekuͤndigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rügzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. ö 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil I. 
Titel 51. H. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Pillkallen. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. f 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zwanzig halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres .. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommu⸗ 
nalkaſſe zu Pillkallen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

0 Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 
Pillkallen, den eee m 186. 


Die ſtändiſche Kommiſſton für die Chauffeebauten im 
Pillkallener Kreiſe. 


Ar. 6169.) Pro⸗ 
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FR Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zins ⸗Kupon 


zu der 
g Kreis⸗Obligation des Pillkallener Kreiſes 
II. Emiſſion 
Kitt . 
uͤber a 
RER . . . Thaler zu fünf Prozent Zinfen Über „une... Thaler 
. Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in der 
Zeit vom en. bis 3 reſp. vom ten 
SS I und fpäterhin die Zinfen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr voeoen bis . TR FIN mit (in Bude 
ſtaben Thalern .... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu 
Pillkallen a 
Pillkallen, den nn 18 


Die ſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Pillkallener Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach der 
Faͤlligkeit, vom Schluß des betreffenden Kalender- 
jahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Talon 


zur 
Kreis⸗Obligation des Pillkallener Kreiſes IL Gmiſſion. 1 
Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen We zu 96 Be 
18 uber 


Pillkallen, den kꝛ 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Pillkallener Kreiſe. 


(Nr. 6170.) 


| (Nr. 6170.) Beſtaͤtigungs⸗ und Konzeſſions-Urkunde für den zwiſchen der Aktiengeſellſchaft 

; der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahn einerſeits und der Ber⸗ 
giſch⸗Maͤrkiſchen und Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits unter 
dem 16. Maͤrz 1865. abgeſchloſſenen Vertrag bezuͤglich der Eiſenbahnen 
von Vierſen und Kempen nach der Preußiſch-Niederlaͤndiſchen Landes⸗ 
grenze bei Venlo, beziehungsweiſe fuͤr den Bau und Betrieb der letzt⸗ 
genannten Bahn an die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 15. Au⸗ 
guſt 1865. 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem die Aktiengeſellſchaft der Preußiſch-Niederlaͤndiſchen Ver⸗ 
bindungsbahn in der Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 20. April cr. 
beſchloſſen hat, nach Inhalt des anliegenden, am 16. März er. zwiſchen deren 
ah N einerfeit8 und andererſeits der Königlichen Direktion der Ber⸗ 
giſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu Elberfeld und der Direktion der Rhei⸗ 
niſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu Cöln abgeſchloſſenen, von den Generalverſamm⸗ 
lungen der Aktionaire der letzteren Geſellſchaften unterm 30. Juni und beziehungs⸗ 
weiſe 27. Mai cr. inzwiſchen genehmigten Vertrages, das Eigenthum der durch 
Unfere Order vom 21. Auguſt 1863. (Geſetz⸗Samml. fuͤr 1863. S. 675.) 
konzeſſionirten Eiſenbahnſtrecke von Vierſen bis zur Landesgrenze in der Rich⸗ 
tung auf Venlo an die Bergiſch-Maͤrkiſche und an die Rheiniſche Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zu uͤbertragen, dieſelbe demnaͤchſt für die beiden Kaͤuferinnen Behufs 
Inbetriebnahme durch dieſelben, vollig betriebsfaͤhig fertig zu ſtellen und außer⸗ 
dem ihre Rechte und Pflichten bezuͤglich des Baues und Betriebes einer Eiſen⸗ 
bahn von der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Grenze bei Venlo nach Kempen auf 
die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft zum Zwecke des ſelbſtſtaͤndigen Baues und 
Betriebes durch dieſelbe zu devolviren, wollen Wir dieſen Beſchluß nebſt dem 
gedachten Vertrage hierdurch, jedoch unbeſchadet der Rechte Dritter, beſtaͤtigen, 
zugleich aber auch der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum Bau und Betriebe 
der letztgenannten Eiſenbahn von Venlo bis Kempen Unſere landesherrliche 
Genehmigung hiermit ertheilen und beſtimmen, daß auf dieſe Eiſenbahn die in 
dem Geſetze über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. ent⸗ 
haltenen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen über die Expropriation, ingleichen 
das Geſetz über die von den Eiſenbahnen zu entrichtenden Abgaben vom 30. Mai 
1853. Anwendung finden ſollen. 

Wir genehmigen und verordnen ferner, daß, ſoweit in Ausfuͤhrung des 
gedachten Vertrages vom 16. Maͤrz d. J. die vorgenannten Eiſenbahnen dem⸗ 
nächſt in das Eigenthum der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen, beziehungsweiſe Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft übergehen, dieſelben einen integrirenden Beſtandtheil dieſer 
Unternehmungen bilden und fuͤr dieſelben die Statuten der erwaͤhnten Geſell⸗ 
ſchaften, und zwar das Statut der Bergiſch⸗-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
ſammt den von Uns unter dem 14. September 1850., 20. Dezember 1858. und 
27. Juni 1864, beftätigten Nachtraͤgen bezüglich der auf dieſe Geſellſchaft, und 
das Statut der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft ſammt dem unter dem 5. Maͤrz 

(Nr. 6170.) 1856. 


1.5856. von Uns genehmigten Nachtrag üglich der auf letztere Geſellſcha 
übergehenden Strecken in gleicher Weiſe, wie fuͤr das Hauptunternehmen und 
die Erweiterungen deſſelben, jedoch mit der Maaßgabe gelten ſollen, daß beide 
Geſellſchaften gehalten ſind, alle diejenigen Verbindlichkeiten zu erfuͤllen, welche 
in dem zwiſchen Unſerer und der Königlich Niederlaͤndiſchen Staatsregierung 
wegen Anſchluſſes der beiderſeitigen Strecken der Vierſen⸗Venloer und Kempen⸗ N 
Venloer Eiſenbahn unter dem 14. März 1864. abgeſchloſſenen Vertrage inBe 7 
. den Bau und Betrieb dieſer Eiſenbahnen dieſſeits übernommen wor⸗ 
den ſind. g 
Die 10 Beſtaͤtigungs⸗ und Konzeſſions-Urkunde iſt nebſt deem 
Vertrage vom 16. März d. J. durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 


Gaſtein, den 15. Auguſt 1865. | 
(J. S.) Wilhelm. 


Fuͤr den Juſtizminiſter: * 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. N‘ 


Vertrag 


zwiſchen 


der Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗Niederländiſchen Verbindungs⸗ 1 
bahn einerſeits und der Bergiſch⸗Märkiſchen und Rheiniſchen Eiſen⸗ a 
bahngeſellſchaft andererſeits dd, München⸗Gladbach den 5 

8 16. März 1865. 


. i §. 1. 2 

Die Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahn 
verkauft den zum Bau einer doppelgeleiſigen Bahn von Vierſen bis zur Prem 

ßiſchen Landesgrenze in der Richtung nach Venlo gemäß der betreffenden hoͤheren 

Orts feſtgeſtellten reſp. noch feſtzuſtellenden Bauplaͤne erforderlichen Grund und 

Boden — einſchließlich der Graͤben, Boͤſchungen, Schutzſtreifen und e u 
88 a 3 


ar iſche A Rh 


aller Pertinenzien — in folgender Weiſe an die 8 ' 
‚nische Eiſenbahngeſellſchaft: 5 


a) das Areal auf der Strecke von Vierſen bis zum Bahnhofe Kalden⸗ 
kirchen wird der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu deren 
alleinigen Eigenthume, BL HN 


b) der Bahnhof Kaldenkirchen ſelbſt an die Bergiſch-Maͤrkiſche und die 
Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft dergeſtalt uͤbertragen, daß von den beiden 
durch den anzulegenden Inſelperron getrennten Theilen des Bahnhofes 
der ſuͤdliche ausſchließlich an die Bergiſch⸗Maͤrkiſche, der noͤrdliche da⸗ 
gegen ebenmaͤßig an die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft uͤbergeht, waͤh⸗ 
rend die zwiſchenliegende Flaͤche nebſt den auf derſelben herzuſtellenden 
Bauanlagen gemeinſchaftliches Eigenthum beider Geſellſchaften wird; 


c) auf der Strecke vom Bahnhofe Kaldenkirchen bis zur Preußiſchen 
Landesgrenze — worauf zwei Geleiſe und zwar das in der Richtung e 
auf Venlo linksſeitige für die Bergiſch⸗Maͤrkiſche, das rechtsſeitige für 0 
die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft herzuſtellen ſind — wird die linke ; 
Hälfte des Bahnplanums nebſt Pertinenzien zum Alleineigenthume an 
die Bergiſch⸗-Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, die rechte Hälfte in gleicher 
Weiſe an die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft abgetreten. 


Inſoweit die Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbindungs⸗ 
bahn ſelbſt noch nicht Eigenthuͤmerin des vorbezeichneten Areals ſein ſollte, ver⸗ 
pflichtet ſie ſich, auf ihre Koſten das Eigenthum fuͤr die Bergiſch⸗Maͤrkiſche reſp. 
Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft nach Maaßgabe obiger Stipulation zu erwerben. 

Alle Anlagen und Bauten, welche Verkaͤuferin auf dem vorbezeichneten 
Terrain bereits gemacht hat, ſind der betreffenden Ankaͤuferin mitverkauft, 
e dieſelben nicht blos den voruͤbergehenden Beduͤrfniſſen des Bahnbaues 

ienen. 
N Verkaͤuferin hat das vorbezeichnete Areal laſten⸗ und hypothekenfrei 
zu uͤbergeben und fuͤr jederlei Eviktion Gewaͤhr zu leiſten. 


H. 2. 


; Die Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahn 
übernimmt ferner auf eigene Koſten, der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen reſp. der Rhei⸗ 
niſchen Eiſenbahngeſellſchaft gegenuͤber, die Verpflichtung, die dieſen Geſell⸗ 
ſchaften uͤberlaſſenen Bahnſtrecken einſchließlich der Bahnhöfe laͤngſtens bis 
zum 1. Januar 1866. plan⸗ und anſchlagmaͤßig fertig zu ſtellen, dieſelben 
ebenfo in völlig betriebsfähigen Zuſtand zu ſetzen und mit allen für dieſen 
Zauſtand erforderlichen Gegenſtaͤnden auszuſtatten. Ausgeſchloſſen hiervon iſt 
jedoch die Beſchaffung der im Titel 14. des betreffenden Koſtenanſchlages vor- 
geſehenen Betriebsmittel. 8 | 
Die Ausfuͤhrung erfolgt genau nach Maaßgabe der höheren Orts geneh⸗ 
migten und feſtgeſtellten reſp. noch feſtzuſtellenden Pläne und Anſchlaͤge, ſowie 
des Bau» Entrepriſevertrages, welcher Namens der Aktiengeſellſchaft der 
Jahrgang 1865. (Nr. 6170) 118 Preu⸗ 


Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahn mit dem Herrn Pontus Kleman 
und dem Handlungshauſe Hinde K Gladſtone zu London am 13. April 1863, 
abgeſchloſſen worden iſt; jedoch iſt auf der Strecke vom Bahnhofe Kalden⸗ 
kirchen bis zur Landesgrenze ſtatt des in jenem Bau⸗Entrepriſevertrage nur 
vorgeſehenen einen Geleiſes ein doppeltes Geleis auszufuͤhren. ; 

Auf dem Bahnhofe zu Kaldenkirchen — deſſen Anlage nach dem zwiſchen 
den kontrahirenden Geſellſchaften vereinbarten, der miniſteriellen Genehmigung 
noch zu unterbreitenden, zu dieſem Akte paraphirten Projekte vom 1. Februar 
1865. erfolgen ſoll — hat die Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen 
Verbindungsbahn auch die zur Zollabfertigung noͤthigen Gebaͤude und Einrich- 
tungen auf eigene Koſten fertig zu ſtellen. * 


8. 


EN Alle auf den Grunderwerb, die Wege⸗ und Vorfluths⸗Verhaͤltniſſe, wie 
RN überhaupt auf den Bau und Betrieb der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbin⸗ 
dungsbahn bezuͤglichen Erwerbs inſtrumente, Grunderwerbs⸗ wie alle ſonſtige 
Verkraͤge und Verhandlungen, Akten, Pläne und Anſchlaͤge hat die Preußiſch⸗ 
Niederlaͤndiſche Verbindungsbahn-Geſellſchaft an die Bergiſch⸗Maͤrkiſche reſp. 
5 die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft bei Uebergabe der Bahn mit zu uͤbergeben. 
8 N H. 4. 
d Die Aktiengeſellſchaft der Preußifch- Niederlandifchen Verbindungsbahn 
ubertraͤgt ferner hierdurch alle Rechte, welche fuͤr ſie bezuͤglich des Baues und 
Betriebes einer Eiſenbahn von der Koͤniglich⸗Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Landes⸗ 
grenze bei Venlo nach Kempen ſtipulirt find (vergl. H. 46. des Statuts und 
Staatsvertrages vom 14. März 1864., Geſetz⸗Sammlung für 1864. S. 385.) 
auf die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft. 


§. 5. 


Durch den Uebergang der Konzeſſion fuͤr die Kempen⸗Venloer Strecke 
an die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft als integrirender Theil ihres Unter⸗ 
nehmens beziehungsweiſe durch den Uebergang der Vierſen⸗Venloer Eiſenbahn 
ſtrecke an die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft als integrirender Theil = 
dieſes Unternehmens wird die Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen 
Verbindungsbahn von den ihr nach Inhalt ihres Statuts und des Staats⸗ 
vertrages vom 14. Marz 1864. gegenuͤber dem Staate obliegenden Verpflih: 7 
tungen liberirt. 5 f 


$. 6. 3 7 

Die Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahnn 
erhaͤlt als Gegenleiſtung: SSH 2 
a) von der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die Summe von 
Einer Million und Einhundert vier und dreißig tauſend Thalern 
Preußiſch Kurant; en 

b) von 5 


Re N 


\ entſprechenden, im Nichteinigungsfalle von dem techniſchen Mitgliede des Koͤnig⸗ 
Gu 61700 118 * 
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bh) von der Rheiniſchen Elſenbahngeſelſchaft die Summe von Einhundert 


ſechs und zwanzig tauſend Thalern Preußiſch Kurant. 

Von dieſen Summen fallt, wie der Stempelberechnung wegen 
bemerkt wird, auf die nach H. 2. Seitens der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen 
Verbindungsbahn⸗Geſellſchaft übernommenen Arbeitsleiſtungen der 
Betrag von fuͤnfhundert zweitauſend zweihundert neun und ſechszig 
Thalern eilf Groſchen Einem Pfennig reſp. ſechs und vierzig tauſend 
Einhundert vierzehn Thalern vier Groſchen zehn Pfennigen und auf die 
Lieferungen der Betrag von dreihundert drei und fünfzig tauſend fuͤnf⸗ 
hundert ſechs und fuͤnfzig Thalern ſechs Groſchen eilf Pfennigen reſp. 
ſechs und ſechszig tauſend drei und vierzig Thalern zehn Groſchen 
zwei Pfennigen. i 

Die Reſie von zweihundert acht und fiebenzig tauſend einhun⸗ 
dert vier und ſiebenzig Thalern zwoͤlf Groſchen reſp. dreizehntauſend 
achthundert zwei und vierzig Thalern fünfzehn Groſchen gelten als 
Kaufpreiſe für die nach H. 1. uͤbertragenen Objekte. 


c) Als Aequivalent für die im H. 4. ſtipulirte Uebertragung erſtattet die 
Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft die von der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen 
Verbindungsbahn⸗Geſellſchaft für die Vorarbeiten der Strecke Kempen⸗ 
Venlo verausgabten Geldbetraͤge ſofort nach Perfektion dieſes Vertrages. 


$ 7. 


Die Aktiengeſellſchaft der Preußiſch⸗Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahn 
verzichtet auf alle Nebenforderungen, insbeſondere fuͤr etwaige außerkontraktliche 


Bauanlagen und Einrichtungen, welche auf dem in Rede ſtehenden Terrain 


etwa gemacht ſind oder noch gemacht werden. Letztere fallen — mit Ausnahme 


5 folcher, welche nur vorübergehenden Bedurfniſſen des Bahnbaues gedient haben, 


und von der genannten Geſellſchaft zu beſeitigen find — als Pertinenz des 
Grund und Bodens, auf welchem ſie ſich befinden, der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen 
oder der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft ausſchließlich oder beiden gemeinſam 
ohne weiteres Entgeld zu. 


H. 8. 


Im Uebrigen werden die von der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen und der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft uͤbernommenen und an deren reſpektiven Hauptkaſſen zu 


| leiſtenden Zahlungen fällig, ſobald die gedachten Bahnſtrecken einſchließlich 


ſaͤmmtlicher Bahnhofsanlagen dieſem Verkrage gemaͤß fertig geſtellt und als 


1 betriebsfaͤhig von den zuftandigen Königlichen Behoͤrden abgenommen worden 


ſind, und ferner die Regulirung der den bisherigen Grundbeſitzern gegenuͤber 


1 übernommenen Verpflichtungen nachgewieſen iſt. Wird dieſer Nachweis nicht 


erbracht, oder aber die Ausfuͤhrung und betriebsfaͤhige Einrichtung der Bahn 
bei deren Uebergabe nicht in allen Theilen den Bedingungen dieſes Vertrages 
entſprechend befunden, fo find die beiden anderen Kontrahenten berechtigt, einen 


lichen 


enbahnkommiſſariats zu Coͤln unter reic r Schaͤtzung und guͤlti 
den Theil der Gegenleiſtung ſo e zuruͤckzubehalt e bis jene 
zerpflichtungen regulirt reſp. die erhobenen nde erledigt ſind. 
: Sobald folches demnächſt geſchehen, ift die zuruͤckbehaltene Sine neb 
vier und einhalbprozentigen, vom Tage der Uebergabe der Bahnſtrecken zu 
berechnenden Zinſen nachtraͤglich ohne Verzug zu zahlen. 

Die Bergiſch⸗Maͤrkiſche und die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft konnen 
die Gegenleiſtung nach ihrer Wahl entweder in baarem Gelde oder in vier und 
einhalbprozentigen zum Nominalwerthe zu berechnenden Prioritaͤts⸗ Obligationen 

5 1 betreffenden Sein berichtigen. ; 


$.9. 


Der Bergisch Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft verbleibt als ee u 
der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn die von dieſer Gefellfchaft 
übernommene Verpflichtung zur Ausfuͤhrung des Doppelgeleiſes von Vierſen 
u nach Gladbach Behufs Durchführung der Züge, bis zu und von dem Central⸗ 
! Bahnhofe Gladbach. 


H. 10. 


Seitens aller hire ſoll die Beſchaffung der vorbehaltenen und 
erforderlichen Ratifikationen der Generale! und des Staats nack 


Moͤglichkeit beſchleunigt werden. 

Sollten dieſe Ratifikationen innerhalb ſechs Monaten von heute ab nicht 
erfolgt ſein, ſo gilt die vorſtehende Uebereinkunft als nicht zu Stande gekommen 
08 Kontrahenten ſich nicht zuvor über eine 5 Baer: haben ſollten. 


$. 11. 


a entſtehenden Stempelkoſten werden zu einer Haͤlfte von der Preuß 
Niederlaͤndiſchen Verbindungsbahn⸗Geſellſchaft, zur anderen Hälfte von de 
beiden anderen Kontrahenten nach Verhältniß des Betrages ihrer Gegen⸗ 5 
ann getragen. 


unter der Firma: 
ſchaft“ mit dem Sitze zu 
Vom 23. Auguſt 1865. 8 


5 Des Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchſten Erlaſſes vom 31. Jul ö 
1865. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Elberfelder ge⸗ 
meinnuͤtzige Aktien⸗Baugeſellſchaft!“ mit dem Sitze zu Elberfeld, ſowie deren 
Statut vom 10. April 1865. zu genehmigen geruht. e 
Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt Kar 
ber Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 23. Auguſt 1865. 


1 1 fichte eee 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter des Innern. 
| und öffentliche Arbeiten. 1 17 
Im Auftrage: Be | 


Delbruͤck. v. Kluͤtzo w. 


(Nr. 6472.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der Abänderung ww 
Artikel 40. des Statuts der Kölnifchen Feuer = Verſicherungsgeſellſchaft. 
Vom 26. Auguſt 1865. ä 


N 


Di ‚Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſs vom 29. Juli 
1865. die von der außerordentlichen Generalverſammlung der Koͤlniſchen Feuer⸗ 
Verſi cherungsgeſellſchaft „Colonia“ vom 8. April d. J. beſchloſſene Abaͤnderung 
d des Artikel 40. des Geſellſchaftsſtatuts zu genehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem notariellen Protokolle vom 8. April d. J 


85 ni durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Cöln bekannt gemacht . 
werden. 


Berlin, den 26. Auguſt 1865. 


9 N | 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter des Innern. 
und öffentliche Arbeiten. Inn Aifhiage: 


Gr. v. Itzenplitz. v. Kluͤtzow. 


Gr. 6171—6173.) (Nr. 6173.) 


aa (Or. 6173) Beſtätigungs⸗urkunde, betreffend den beitten Nachtrag zum Statute der Neiſſe⸗ 
. Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 30. Auguſt 1865. 5 


a ; 8 7 x | wer x 5 8 
| Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
Nachdem die Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſamm⸗ 
lung vom 23. Juni 1865. zu dem F. 18. des unterm 13. März 1846, (Geſetz⸗ 
Samml. S. 129.) Allerhöchft beſtaͤtigten Statuts, ſowie zu dem $. 10. des im 
zweiten Statutnachtrage enthaltenen Allerhoͤchſten Privilegiums vom 27. Dezember 
1858. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1859. S. 22.) die Einführung einer zuſaͤtz⸗ 
lichen Beſtimmung, welche die Ausfertigung neuer Aktien und Obligationen nebſt 
den zugehoͤrigen Dividendenſcheinen und Kupons an Stelle zerriffener oder ſonſt 
unbrauchbar gewordener Aktien und Obligationen der Geſellſchaft zulaͤſſig macht, 
beſchloſſen und zu dem Ende die in dem anliegenden dritten Nachtrage zum 
8 Statute enthaltenen Beſtimmungen zur Beſtaͤtigung vorgelegt hat, wollen Wir 
/ dieſem Beſchluſſe und dem gedachten Nachtrage Unſere Beftätigung hierdurch 
ertheilen. f 
. Die gegenwaͤrtige Urkunde iſt nebſt der Anlage durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung bekannt zu machen. Bet 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. f & 
Gegeben Baden-Baden, den 30. Auguft 1865. 


(. Ss.) Wilhelm. 


Fuͤr den Juſtizminiſter: 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


| Dritter Nacht g 
i 


Statute der Neiffe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 


3. dem F. 18. des unterm 13. März 1846. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuts, 
ſowie zu dem H. 10. des im zweiten Statutennachtrage enthaltenen Allerhoͤchſten 
Privilegiums vom 27. Dezember 1858. wird zufäglich beſtimmt: 


An die Stelle zerriffener oder fonft unbrauchbar gewordener Aktien 
und Obligationen der Geſellſchaft koͤnnen nach freiem Ermeſſen des 
Direktoriums neue Aktien und Obligationen nebſt den zugehoͤrigen 
Dividendenſcheinen und Kupons unter neuer fortlaufender Nummer und 

mit ſpezieller Anfuͤhrung der bisherigen, nunmehr in Wegfall kommen⸗ 
den Nummern ausgefertigt werden. Die durch Verbrennung zu be⸗ 
wirkende Kaſſirung der alten Papiere und die Ausfertigung der neuen 
Aktien und Obligationen, welche letztere bis zum 15. Dezember jeden 
Jahres nachgeſucht werden muß, erfolgen alljaͤhrlich einmal bis Ende 
Januar naͤchſten Jahres unter Zuziehung von Notar und Zeugen, ſowie 
zweier Direktionsmitglieder oder deren Stellvertreter und des Rendanten. 
Ueber den Akt hat der Notar eine notarielle Verhandlung aufzunehmen. 


Die Nummern der verbrannten und der neu ausgefertigten Papiere 
werden durch die Zeitungen bekannt gemacht. | 

Die aus dem vorfiehenden Verfahren erwachſenden Koſten fallen 
den Antragſtellern zur Laſt. | 


(Fr. 6174.) 


— 5 


a Das Könige ie Haba mittel Neth Erlaſſes vom 14. Angu 
1865. die von der außerordentlichen Generalverſammlung der „Wittener Gas⸗ 
Aktiengeſellſchaft“ vom 9. Juni 1865. beſchloſſenen, in der notariellen Ver⸗ 
handlung von demſelben Tage unter Littr. a. b. c. d. und f. enthaltenen Statut⸗ 
änderungen mit der Maaßgabe zu genehmigen geruht, daß, wenn die Aktionaire 
wegen ſaͤumiger Einzahlung der Aktienbetraͤge ihres Anrechts verluſtig erklaͤrt 
werden ſollen, die Vorſchriften des Artikels 221. des Deutſchen Handelsgeſez⸗ 
buchs zu beachten ſind. 

5 Der Allerhöchfte Erlaß nebſt den Statutaͤnderungen wird durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu ng Ran en werden. 


Berlin, den 2. September 1865. 


D 


an Minister für Handel, Gewerbe Der Miniſter des Innen, 
und öffentliche Arbeiten. Inn Muehe; a 
Gr. v. Itzenplitz. N v. Kluͤtzow. 


8 


wont im Site des Staats, Miniſeriums. 


Berli, „ N in der Königlichen 1 eee 
(R. v. Decker )). En 


